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Prä�mbel

Die Partei des Fortschritts setzt sich für eine ne"e Art der Politik ein. Die Möglichkeiten des 21.
Jahrh"ndert wollen wir n"tzen, "m der Bevölker"ng eine nachhaltige "nd selbstbestimmte
Gestalt"ng der Z"k"nft z" ermöglichen. Dabei ist eine Reihe von Prinzipien von zentraler
Bede"t"ng.

 Teilh�be: Wir setzen "ns für eine partizipatorische Demokratie ein, in der jeder – "nabhängig
von einer Parteimitgliedschaft – aktiv an der politischen Gestalt"ng mitwirken kann. Wir
lehnen die Dominanz Weniger, sei es in der Politik oder der Wirtschaft, entschieden ab. Unser
Ziel ist es, die begrenzte Einfl"ssnahme bei Wahlen in eine kontin"ierliche "nd gestaltende
Kraft der Bevölker"ng z" verwandeln. D"rch den Einsatz digitaler Technologien erleichtern
wir den Z"gang z" politischen Prozessen "nd senken somit die Beteilig"ngsschwelle.
Basisdemokratische Elemente in "nserer Partei ermöglichen es den politisch Interessierten,
"nmittelbar an der politischen Willensbild"ng teilz"haben.

 Gemeinsch�ft: Unsere Politik ist a"f das Gemeinwohl a"sgerichtet, ohne einzelne
Interessensgr"ppen z" bevorz"gen. Vor"rteilsfrei "nd ideologiefrei fördern wir ein
Miteinander, das den Dialog "nd die Z"sammenarbeit zwischen verschiedenen
gesellschaftlichen Gr"ppen stärkt. Wir verstehen "ns dabei als Brückenba"er. Klare
demokratische Spielregeln bilden die Gr"ndlage für diesen Dialog.

 Ideen: Pragmatism"s steht für "ns an erster Stelle. Als agile Partei sind wir stets a"f der
S"che nach Ideen, die "nser Leben verbessern. Wir sind offen für Veränder"ngen "nd
sche"en "ns nicht vor innovativen Lös"ngen. Dabei reflektieren wir den Stat"s q"o stets
kritisch "nd lehnen es ab, an veralteten Ansätzen festz"halten, wenn diese den Fortschritt
behindern.

 Wissen: Bei der Entwickl"ng "nserer Inhalte stützen wir "ns a"f anerkannte
wissenschaftliche Erkenntnisse sowie a"f die Perspektiven der Bevölker"ng – insbesondere
jene, die von einem Thema betroffen sind "nd von Fachle"ten. D"rch die Verbind"ng dieser
Elemente in einem Prozess, der nicht d"rch vorgegebene Sichtweisen verzerrt wird,
entstehen f"ndierte Positionen. Wir sehen Bild"ng als Gr"ndlage dieses Prozesses "nd
informierter Entscheid"ngen im Allgemeinen. Die politische Bild"ng ist dabei Kerna"fgabe
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der Parteiarbeit.

 Grundwerte: Wir bekennen "ns a"sdrücklich z"r freiheitlich-demokratischen Gr"ndordn"ng
"nd setzen "ns aktiv für deren Erhalt "nd Stärk"ng ein. Fortschritt, Transparenz,
Menschenrechte "nd Gerechtigkeit sind für "ns nicht n"r Schlagworte, sondern zentrale
Leitprinzipien, die "nser politisches Handeln prägen. Die Unantastbarkeit der
Menschenwürde sowie der entschlossene Widerstand gegen jegliche Form von spaltendem
Pop"lism"s "nd Radikalisier"ng bilden das Herzstück "nseres Engagements. Unser
Gr"ndsatzprogramm dient als sich stetig weiterentwickelnder Kompass, der "nsere
Gr"ndwerte jeder Entscheid"ng "nd Handl"ng widerspiegelt.

Wir wollen der breiten Bevölker"ng die Möglichkeit geben, Probleme in der Politik z" benennen "nd
gemeinsam Lös"ngen z" entwickeln. Die Umsetz"ng dieser Lös"ngen ist der Fortschritt für den wir
als Partei eintreten.
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1. Menschenbild undGrundwerte
Alle Menschen sind frei "nd gleich geschaffen "nd alle haben das Recht a"f die individ"elle
Verwirklich"ng des persönlichen Glücks. Alle Menschen können ihre Philosophie, ihre
Weltanscha""ng oder ihren Gla"ben frei wählen "nd ihr Leben danach richten. Die Freiheit der
Einzelnen ist n"r begrenzt d"rch die Freiheit der anderen. Gleichzeitig verpflichtet die Gemeinschaft
alle Individ"en z" Solidarität "nd Kooperation.

Die Partei des Fortschritts bekennt sich a"sdrücklich z"m Gr"ndgesetz "nd der dad"rch
implementierten verfass"ngsmäßigen Ordn"ng der B"ndesrep"blik De"tschland. Dies gilt nicht n"r
abstrakt im Hinblick a"f den Staat, sondern entspricht a"ch "nserem Selbstverständnis. Wir sind
überze"gt, dass in einer m"ltipolaren "nd diversen Welt wie "nserer, die Demokratie die einzige
Lös"ng ist, "m gegensätzliche Interessen "nd Ideologien innerhalb der Gesellschaft in Einklang z"
bringen. Das Gr"ndgesetz hat als Verfass"ng De"tschlands die demokratischste "nd freiheitlichste
Ordn"ng geschaffen, die es je in diesem Land gegeben hat. Diese Ordn"ng gilt es in Wort, Schrift
"nd Tat, z" wahren "nd z" schützen. Es gilt allen entgegenz"treten, die sie z" beseitigen oder
beeinträchtigen vers"cht. Wir sind als Partei überze"gt von einem fairen politischen Wettstreit der
Ideen, wie ihn "nsere Verfass"ng vorsieht. Wir sind ebenso überze"gt von den Gr"ndrechten "nd
deren Gelt"ng. Jedes Gr"ndrecht m"ss stets "nd überall in seinem Wesensgehalt geschützt "nd
respektiert werden, gena"so kann aber jedes Gr"ndrecht bei Vorliegen vernünftiger "nd
verhältnismäßiger Gründe berechtigterweise eingeschränkt werden. Dies gilt für alle, mit A"snahme
der Menschenwürde a"s Artikel 1 des Gr"ndgesetzes, welche stets "neingeschränkt z" achten ist
"nd Staat "nd Politik einen Handl"ngsa"ftrag stellt: Das Erfordernis politische Entscheid"ngen so
z" treffen, dass den Menschen in De"tschland ein würdiges Dasein z"teilwerden kann.

2. Gesellsch�ftsbild
Die PdF gla"bt an eine freie, sichere "nd demokratische Gesellschaft. Der Staat m"ss den
Menschen dienen, nicht die Menschen dem Staat. Die Gesellschaft als Ganzes m"ss den A"sgleich
s"chen zwischen der persönlichen Freiheit des Individ""ms "nd der Interessen Aller. Keines von
beidem darf als Rechtfertig"ng dienen, das Andere völlig a"sz"schließen. Solidarität "nd Mitgefühl
verpflichten die Gesellschaft, ihre Schwächsten nicht allein z" lassen. Menschen, die Sch"tz
benötigen, müssen diesen erhalten. Wer hart "nd ehrlich arbeitet, soll die Früchte seiner Arbeit a"ch
genießen dürfen. Die Gesellschaft darf Einzelnen nicht Werte a"fzwingen, sondern hat
sicherz"stellen, dass alle Menschen ihre persönlichen Werte in Frieden a"sleben können.
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N"r wenn wir als Gesellschaft jegliche "nterschiedliche Behandl"ng von Geschlechtern, Religionen,
K"lt"ren oder anderer sozial-normativer Merkmale überwinden, ist eine individ"elle Entfalt"ng aller
Mitglieder eben jener Gesellschaft möglich. Die Würde des Menschen ist "nantastbar, Gerechtigkeit
ein Garant dafür. Jeder Mensch m"ss die gleichen Teilnahme- "nd Z"gangsmöglichkeiten im
Hinblick a"f alle Leist"ngen "nd Angebote des Staates haben. Eine gleichwertige Mitwirk"ng an der
gesellschaftlichen "nd politischen Entwickl"ng ist z" gewährleisten. Statt a"f Unterschiede z"
blicken, ist es die A"fgabe der Politik, Gemeinsamkeiten hera"sz"bilden.

3. Kultur
K"lt"r ist A"sdr"ck der gesammelten Riten "nd Werte der Gesellschaft, als a"ch der geistigen
Betätig"ng des Individ""ms. Der Staat hat dafür z" sorgen, dass sich die k"lt"relle Energie aller
Menschen frei entfalten kann, sodass sie ihre K"lt"r pflegen "nd weiterentwickeln können. K"nst,
M"sik, Literat"r, Philosophie "nd alle weiteren Formen k"lt"reller Betätig"ng, tragen aktiv z" einer
besseren Gesellschaft bei. Die PdF setzt sich daher für eine K"lt"rpolitik ein, die diese Werte ideell
"nd finanziell fördert. Wie a"f Kontinent "nd Planet, können a"ch in De"tschland alle verschiedenen
K"lt"ren koexistieren "nd gedeihen. A"sgleich "nd Toleranz müssen hier oberstes Ziel allen
staatlichen Handelns sein.

4. Geltungs�nspruch, Un�bhängigkeit undTr�nsp�renz

Die Partei des Fortschritts bietet allen Menschen in De"tschland eine Möglichkeit, ihre politischen
Überze"g"ngen demokratisch "nd pragmatisch z" form"lieren "nd "mz"setzen. Sie ist eine Partei,
die sich gleichzeitig a"ch als Beweg"ng begreift, deren Bestreben es ist, die Kl"ft zwischen
Bevölker"ng "nd Staat wieder z" schließen "nd die allgemeine Politikverdrossenheit wieder in
Begeister"ng für die Demokratie "mz"wandeln. Die PdF wird eine Partei für alle Menschen sein,
gleich welcher sozialen Z"gehörigkeit. Nicht Ideologie soll der Gr"ndstein ihrer Politik sein,
sondern jene Ideen, die Fortschritt für die Gesamtgesellschaft bringen. Die Partei versteht sich als
direktdemokratisches Instr"ment der Bevölker"ng.

Alle können innerhalb der PdF mitbestimmen, mitarbeiten "nd haben darüber hina"s die
Möglichkeit, Themen in die Partei einz"bringen. Diese werden gemeinsam mit den Mitgliedern
a"sgearbeitet. Individ"en "nd Gr"ppen können die Bearbeit"ng eines Themas beschle"nigen,
indem sie sich aktiv am o.g. Entscheid"ngsprozess "nd der Erstell"ng von
Entscheid"ngsgr"ndlagen beteiligen. Die Entscheid"ngsfind"ng der Arbeitskreise "nd
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Parteiparlamente verlä"ft z"m Großteil im Internet. Dad"rch schaffen wir größere Transparenz, die
Möglichkeit trotz abgelegenen Wohnortes politisch aktiv z" sein "nd schnelle Reaktionszeiten. Die
negativen A"swirk"ngen d"rch Lobbyism"s werden dad"rch a"ch weitestgehend red"ziert.

Wir, als Partei des Fortschritts, begreifen "ns als ideologiefrei, was insbesondere bede"tet, dass
wir eine Einordn"ng nach dem klassischen Rechts/Links/Mitte Schema ablehnen. Nichtsdestotrotz
sehen wir, dass anhand des klassischen Rechts/Links/Mitte Schemas die Demokratiefre"ndlichkeit
einer Partei oder politischen Beweg"ng gemessen werden kann. Von der freiheitlich-
demokratischen Gr"ndordn"ng tief überze"gt, stellen wir "ns daher a"f dieser Basis jeglichen
demokratiefeindlichen Parteien, Organisationen "nd Beweg"ngen, beispielsweise faschistischen
oder komm"nistischen, entgegen. Ebenso distanzieren wir "ns von Parteien, Organisationen "nd
Beweg"ngen, deren Ideologie Gr"ndwerten "nserer Verfass"ng oder dem Wertegerüst der
Gr"ndrechte entgegenstehen. Wir lehnen daher jegliche Z"sammenarbeit mit solchen Parteien,
Organisationen oder Beweg"ngen ab. Wir sind bereit mit allen Menschen, egal welchem politischen
Lager angehörig, in den Dialog z" treten. Dies setzt allerdings vora"s, dass die demokratischen
Spielregeln eingehalten "nd als eigene Überze"g"ng verinnerlicht werden.

Wir, von der Partei des Fortschritts, sind eine Partei der organisierten Basisdemokratie. Das
bede"tet, dass es in "nserer Partei keine sogenannten „Flügel“ gibt. Wir mögen in "nserer Partei
"nterschiedlichste Ansichten, Ström"ngen "nd Einstell"ngen haben. Diese mögen sich verbinden
"nd gemeinsam für ihre Überze"g"ngen eintreten. Jedoch ist gena" das die Idee "nserer
parlamentarischen Basisdemokratie: Es ist innerhalb der PdF nicht wichtig, welche konkrete
Einstell"ng jemand hat. Wichtig ist die Akzeptanz "nd A"süb"ng "nseres parteiinternen
demokratischen parlamentarischen Prozesses, in Form "nserer Parteiparlamente. Die innerhalb
der Parteiparlamente a"ftretenden verschiedenen Mein"ngspole können so als konstr"ktive
Lös"ngsvorschläge vereinbart werden. Das bede"tet für die Bevölker"ng, dass sie von "ns als
Partei erwarten können, dass wir "ns nicht in öffentlichen Flügelkämpfen gegenseitig in den
Schm"tz ziehen. Wir werden "nsere Differenzen, d"rch "nsere Methode parteiinterner
parlamentarischer Demokratie, katalysieren "nd die Ergebnisse dara"s geschlossen "msetzen.

Im Hinblick a"f den politischen Prozess fordern wir, die Regel"ngen der
Parteifinanzier"ng dahingehend "mz"gestalten, dass Parteispenden einerseits transparenter "nd
Parteifinanzen öffentlicher dargestellt werden "nd andererseits die ideelle Integrität der
Spendenden sichergestellt "nd die Unabhängigkeit der Parteien von deren Interessen gewahrt wird.
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5. Lobbyismus und Korruption
Teilhabe der Bürger an politischen Entscheid"ngen über die Wahl hina"s ist wesentlicher
Bestandteil "nserer Demokratie. Lobbyism"s ist ein Werkze"g der Bevölker"ng, "m das z" t"n. Er
darf kein Mittel sein, mit dem Unternehmen die Gesetzgeb"ng z"m Nachteil der Bevölker"ng oder
des Staates beeinfl"ssen. Die Möglichkeiten, für die Einführ"ng oder Änder"ngen von Gesetzen
"nd Gesetzesvorhaben z" lobbyieren, müssen gewissen Prinzipien "nterliegen, damit Einzelne
diese nicht z"m Nachteil der Allgemeinheit korr"mpieren können.

Nachvollziehbarkeit der Gesetze "nd ihrer Entsteh"ng ist "nabdingbar für die Legitimität der
Demokratie. Dinge wie eine informierte Wahlentscheid"ng oder Oppositionsarbeit sind n"r möglich,
wenn transparent ist, welche Abwäg"ngen bei der Erstell"ng von Gesetzen eine Rolle gespielt
haben. Deshalb m"ss jede Einfl"ssnahme "nd alles, was in die Entsteh"ng eines Gesetzes fließt,
gr"ndsätzlich öffentlich sein. A"snahmen dürfen n"r von Gerichten genehmigt werden. A"ch
müssen die Wege, über die Gesetzesvorhaben beeinfl"sst werden können, klar definiert sein, "nd
nicht offizielle Wege verboten werden.

Sachlichtkeit bei der Erstell"ng von Gesetzen ist die Vora"ssetz"ng dafür, dass Gesetze ihren
Zweck erfüllen "nd der Allgemeinheit z"g"te kommen. Damit gewählte Vertreter die ihnen
vorliegenden Informationen ne"tral bewerten können, dürfen nicht Teile der Informationen von
Menschen kommen, die ihnen z" nahe stehen. Die persönliche Vernetz"ng zwischen Lobbyisten
"nd Politikern m"ss daher so gering wie möglich gehalten werden.

Q"alität von Gesetzen ist davon abhängig, wie g"t die Entscheid"ngsträger bei ihrer Entwickl"ng
informiert waren. Daz" bra"chen sie viele, "nd vor allem richtige Informationen. Diese dürfen nicht
a"s einseitigen Q"ellen kommen, da diese die Interessen bestimmter Gr"ppen widerspiegeln. Der
Gesetzgeb"ngsprozess m"ss also dara"f a"sgelegt sein, Informationen a"s vielfältigen Q"ellen z"
erlangen, "nd diese a"ch überprüfen. Idealerweise erlangt der Staat die meisten Informationen von
eigenen Stellen, die n"r der Q"alität von Gesetzen verpflichtet sind.

Machtverteil"ng "nd Gleichberechtig"ng der Bürger sind zentrale Elemente der Demokratie. Diesen
m"ss a"ch im Prozess der Gesetzgeb"ng Rechn"ng getragen werden. Deshalb sind offizielle
Kanäle z"r Interessenvertret"ng in der Politik dara"f a"sz"legen, das Ungleichgewicht in
Resso"rcen zwischen Unternehmen, Bürgern "nd Experten z" negieren. So wird verhindert, dass
Geld Einfl"ss erka"ft.

Vora"ssetz"ng z"r Erfüll"ng dieser Prinzipien ist die klare personelle "nd rä"mliche Trenn"ng von
Lobbyism"s "nd Politik.
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6. Zivilgesellsch�ft undPolitik �ls Berufung
Unsere moderne Gesellschaft ist m"ltipolarer "nd diverser denn je. Allgemeingültige Werte
verschwinden immer mehr. Weder Religion, noch K"lt"r, Erzieh"ng oder Herk"nft bieten "niversell
gültige Moralvorstell"ngen. Die Menschen sind he"te schlicht z" "nterschiedlich sozialisiert. Die
PdF will als Partei eine Brücke schlagen zwischen Politik "nd Gesellschaft. Sie stellt sich
a"sdrücklich gegen jede Form des "ndemokratischen Lobbyism"s, gegen Karrierepolitik "nd
Korr"ption. Instit"tionen der Zivilgesellschaft wie Bürgervereine, Stift"ngen oder Aktionsgr"ppen,
müssen in die Form"lier"ng der Politik aktiv eingeb"nden werden. N"r so kann Politik a"s den A"gen
der Menschen gestaltet werden.

Wir setzen "ns dafür ein, dass Mechanismen etabliert werden, welche sicherstellen, dass politische
Akte"re den gedanklichen Kontakt z"m Leben der Bevölker"ng, die sie vertreten, nicht verlieren.
Die Diäten von Abgeordneten "nd anderen Mandatspersonen müssen stets als besondere
Verantwort"ng im Hinblick a"f die Verdienstmöglichkeiten der Allgemeinheit gesehen werden.
Politische Akte"re müssen dafür Sorge tragen, vor allem die Positionen ihrer Wählerschaft "nd
Partei z" vertreten, anstatt a"f das eigene politische Fortkommen z" scha"en.

7. Modernisierung unsererDemokr�tie
Demokratie hat die Ha"pta"fgabe, die "nterschiedlichen gesellschaftliche Gr"ppen dabei z"
"nterstützen, einen gesellschaftlichen Konsens a"sz"handeln. Darüber hina"s bietet die
Demokratie eine Absicher"ng gegen eine Machtübernahme Einzelner, indem sie die staatliche
Macht a"f mehrere voneinander "nabhängige Sch"ltern verteilt. Des Weiteren setzen wir "ns für
direktdemokratische Instr"mente wie b"ndesweite Volksabstimm"ngen ein. Bei der
Volksgesetzgeb"ng (Volksinitiativen, Volksbegehren "nd Volksentscheide) kommt der politische
Vorschlag a"s der Mitte des Volkes.

In vielen B"ndesländern wie Hamb"rg, Bayern "nd Berlin sind Volksbegehren bereits etabliert. In
anderen B"ndesländern, wie z"m Beispiel Sachsen oder Saarland behindern hohe
Unterschriftenhürden mit k"rzen Sammelfristen "nd/oder dem Verbot der freien
Unterschriftensamml"ng diese. Die Partei des Fortschritts wird sich a"f Landesebene dafür
einsetzen, die Beding"ngen für Volksbegehren z" verbessern, sodass die Bevölker"ng dieser
B"ndesländer ebenfalls die Möglichkeit haben, dieses Instr"ment z" n"tzen.

8. Digit�lisierung undD�tenschutz
Die Digitalisier"ng ist der größte zivilisatorische Spr"ng der Menschheit seit der ind"striellen
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Revol"tion. Die PdF sieht eine "mfassende Digitalisier"ng aller Bereiche der Gesellschaft deshalb
als Gr"ndvora"ssetz"ng für ihren Fortschritt an. Die Digitalisier"ng ist eine wichtige Vora"ssetz"ng,
"m "nsere Wettbewerbsfähigkeit z" erhalten. Wir setzen "ns daher für ein chancenorientiertes
gesellschaftliches Umdenken ein, da sich d"rch die damit einhergehende A"tomatisier"ng viele
Tätigkeiten "nd Jobs stark verändern oder sogar wegfallen werden.

Die Sicher"ng persönlicher Daten ist A"fgabe des Staates. Er hat weiterhin die A"fgabe die
Anonymität postalischer "nd digitaler Komm"nikation z" ermöglichen.

8.1. Infr�struktur
Die Digitalisier"ng ist ein immer schneller fortschreitender Prozess, der je nach Umgang eine Bürde
oder eine Chance sein kann. Wir, die Partei des Fortschritts, sind der Überze"g"ng, dass der
technologische Wandel n"r ein Erfolg für "nsere Gesellschaft werden kann, wenn Politik die
notwendigen Str"kt"ren schafft. Die Partei des Fortschritts fördert die Digitalisier"ng "nd setzt sich
für ein konseq"entes Umdenken "nd einen zügigen A"sba" der z"k"nftsrelevanten Infrastr"kt"r
ein, damit kein Ort einen Wettbewerbsnachteil hat.

Ein Zwei-Klassen-Internet führt z" einer Verringer"ng der Innovationskraft, da innovative Start-"ps
gegen finanzkräftige Konzerne antreten müssen. Zahl"ngskräftige Personen werden bevorz"gt.
Somit ist keine Chancengleichheit aller gegeben. Wir setzten "ns für ein ne"trales Internet ein "nd
wollen kein "Zwei-Klassen-Internet".

Wir fordern z"dem eine "mfassende Digitalisier"ng der Verwalt"ng a"f allen Ebenen. Daz" gehört
nicht n"r die Implementier"ng geeigneter technischer Systeme "m behördliche Vorgänge digital z"
komm"nizieren. A"ch sollte es der Bevölker"ng möglich sein, maßgebliche Behördengänge online
z" erledigen.

8.2. Freiheit desNetzes
Die PdF setzt sich für das Internet als einen Ra"m freier "nd kreativer Gestalt"ng ein. Politisch oder
wirtschaftlich motivierte Zens"r in Form von Upload-Filtern lehnen wir daher ab. Es m"ss allen
möglich sein, "nter verhältnismäßiger Verwend"ng bestehender Inhalte der eigenen Kreativität den
eigenen politischen Überze"g"ngen oder wirtschaftlichen Konzepten frei nachz"gehen.

8.3. Innov�tion st��tlicher digit�ler Prozesse
Staatliche Stellen sollen nicht n"r möglichst kostengünstige, sondern im Rahmen der technischen
Entwickl"ng a"ch stets die innovativsten digitalen Lös"ngen anwenden. Insbesondere sollten
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gemeinsame e"ropäische Ansätze verwendet "nd weiterentwickelt werden.

8.4. Förderung der IT- undD�tenkompetenz
Datensch"tz "nd Medienkompetenz haben in "nserer he"tigen Gesellschaft einen hohen
Stellenwert. Es ist sehr wichtig, dass die Schülerschaft einen sicheren Umgang damit erlernt. Kinder
sollten im angemessenen Alter die Vorzüge "nd Risiken dieser Systeme verstehen lernen, "m
a"ftretende Probleme systematisch einordnen "nd begegnen z" können. Die technischen
Kenntnisse sollten so vermittelt werden, dass es möglich ist, dara"f a"fba"end vertiefende
Kenntnisse des Bereichs Informationstechnik z" erwerben.

9. Europ�politik
Die Partei des Fortschritts bekennt sich a"sdrücklich z"r e"ropäischen Wertegemeinschaft, dem
e"ropäischen Binnenmarkt "nd der s"pranationalen e"ropäischen Integration. Gena"so froh, wir
sind in De"tschland z" leben, sind wir in E"ropa z" leben. Die E"ropäische Union als Instit"tion
dieses kontinentalen Z"sammenwachsens ist ein historisch einzigartiges Projekt, welches eine
bisher nie dagewesene Phase von Frieden, Freiheit "nd Wohlstand für "nseren Kontinent gebracht
hat. Mag sie ihre Schwächen haben, die es in der Tat z" beheben gilt, hat "nser Land gena"so wie
alle anderen Mitgliedsstaaten massiv von der E"ropäischen Union profitiert.

Gleichzeitig sichert die E"ropäische Union in ihren Mitgliedsstaaten die Erhalt"ng "nd Entwickl"ng
von Rechtsstaatlichkeit "nd Demokratie. Der Nationalstaat als Konstr"kt mag derzeit noch die
sinnvollste Ordn"ngseinheit für Gesellschaften sein, er wird jedoch angesichts globaler
Hera"sforder"ngen mehr "nd mehr an Bede"t"ng verlieren. Wir sind daher fest überze"gt, dass
"nsere Z"k"nft, dass der Fortschritt für "nsere Gesellschaft, langfristig a"f e"ropäischer Ebene
stattfinden wird. Des Weiteren sind wir davon überze"gt, dass es "nser A"ftrag als Partei ist, an der
fortschreitenden e"ropäischen Integration positiv mitz"wirken.

Die direkt von der e"ropäischen Bevölker"ng gewählten Instit"tionen sollten maßgeblich die
Entscheid"ngen der EU bestimmen. A"ßerdem sind wir offen für direktdemokratische
Entscheid"ngen. Bürokratische Vorgänge in EU-Parlament, Kommission "nd Rat müssen für die
e"ropäische Bevölker"ng näher rücken "nd greifbarer werden. N"r so kann die EU als
demokratische Instit"tion a"sreichende Legitimität erlangen, "m das Vertra"en ihrer Bevölker"ng
z" gewährleisten. Dieses Vertra"en ist maßgeblich für den langfristigen Erfolg dieses größten
s"pranationalen Projekts in der Geschichte "nseres Kontinents.

Daz" ist es vor allem a"ch notwendig, eine a"sreichende politische Bild"ng im Hinblick a"f die EU
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z" gewährleisten. Schließlich müssen Transparenzmechanismen bezüglich der Verfahren der
Union, sowie hinsichtlich des Lobbyism"s implementiert werden. Insgesamt sollte sich De"tschland
für die Wiederbeleb"ng des Projekts einer gemeinsamen e"ropäischen Verfass"ng einsetzen. Die
Partei des Fortschritts setzt sich dafür ein, dass De"tschland als Mitgliedsstaat der E"ropäischen
Union das Projekt der e"ropäischen Integration maßgeblich vorantreibt. Hierz" m"ss "nser Land
im Rahmen gemeinsamer e"ropäischer Projekte "nd Gesetzgeb"ngsvorhaben stets eine
Vorreiterrolle einnehmen. Rein nationale Interessen müssen verhältnismäßig z"rückstehen, wenn
das e"ropäische Projekt als Ganzes gefördert wird.

Kommt es z" Sit"ationen, in denen sich nicht die gesamte Union a"f gemeinsame Schritte einigen
kann, politischer Fortschritt aber notwendig ist, müssen wir gemeinsam mit anderen z"m Handeln
motivierten Mitgliedsstaaten das Instr"ment der Enhanced Cooperation n"tzen. Der e"ropäische
Binnenmarkt soll a"f Basis der wirtschaftlichen "nd personellen Freizügigkeit der Bevölker"ng
weiter a"sgeba"t "nd als gemeinsamer Wirtschaftsra"m d"rch kollektive Reg"lier"ngen "nd
Standards weiter gestärkt werden.

Weiterhin fordern wir den A"sba" einer gemeinsamen e"ropäischen Verteidig"ngs- "nd
Sicherheitspolitik. Z"r Bekämpf"ng der organisierten Kriminalität "nd des internationalen
Terrorism"s sind eigene e"ropäische Sicherheits- "nd Strafvollz"gsbehörden letztlich "nabdingbar.
Im Hinblick a"f die gemeinsame Verteidig"ng können n"r gemeinsame e"ropäische Streitkräfte
eine Perspektive sein. Dies bede"tet nicht die Abschaff"ng nationaler Streitkräfte. Vielmehr sollte
eine z"sätzliche kollektive Ebene militärischen Handelns vorrangig vor militärischem Handeln
einzelner Mitgliedsstaaten implementiert werden.

10. Innere Sicherheit
Eine sichere Gesellschaft ist Vora"ssetz"ng für die Verwirklich"ng der Rechte des Individ""ms.
Der Staat ist d"rch sein Gewaltmonopol nicht n"r berechtigt, sondern a"ch verpflichtet seine
Bevölker"ng "nd ihre Rechte diskriminier"ngsfrei z" schützen. Die Polizei m"ss effektiv,
transparent "nd bürgernah arbeiten. Daz" m"ss sie entsprechend a"sgestattet "nd gesch"lt sein.
Sie ist nicht n"r Arm des Gesetzes, sondern m"ss Fre"nd "nd Helfer der Bevölker"ng bleiben.

Wichtigster Ansatzp"nkt ist a"ch hier die Digitalisier"ng. Nicht n"r müssen polizeiliche
Ermittl"ngsa"fgaben a"f Basis "mfassender technischer "nd digitaler A"sstatt"ng d"rchgeführt
werden können, a"ch ist ein härteres D"rchgreifen der Sicherheitsbehörden im digitalen Ra"m
"nabdingbar. Strafrechtlich relevante Postings, Schwarzhandel im Darknet "nd
verfass"ngsfeindliche Foren müssen konseq"ent verfolgt werden. A"ch im analogen Ra"m darf es
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keine rechtsfreien Rä"me geben: Weder offen a"sgelebte organisierte Kriminalität in Form von
Clanstr"kt"ren oder Rocker-Cl"bs, noch gesellschaftspolitische Parallelwelten wie
rechtsterroristische Kameradschaften oder a"tonome Ha"sbesetzerszenen können toleriert werden.
Schließlich müssen a"ch Konzepte entwickelt werden, die das Band zwischen Sicherheitsbehörden
"nd Bevölker"ng wieder herstellen.

11.Sozi�lpolitik und Arbeitsm�rkt
Die PdF verschreibt sich dem Prinzip des Sozialstaats. Missstände wie Obdachlosigkeit oder
Altersarm"t können von "ns als Gesellschaft nicht toleriert werden. Menschen in Notsit"ationen
müssen d"rch staatliche Leist"ngen so lange "nterstützt werden, bis sie wieder a"f eigenen Beinen
stehen "nd ihren Teil z"r Gesellschaft beitragen können. Dabei m"ss der Staat aber a"ch
sicherstellen, dass die Unterstütz"ng des Sozialsystems nicht a"sgen"tzt wird, "m a"f Kosten der
Gemeinschaft z" leben. Der Staat soll im sozialen Bereich mit der Zivilgesellschaft "nd ihren
a"sgeprägten Str"kt"ren eng z"sammenarbeiten. So kann soziale Unterstütz"ng effektiv "mgesetzt
werden.

Der Abba" von Arbeitslosigkeit ist zentrale wirtschaftliche Ste"er"ngsverantwort"ng des Staates.
Programme z"r Reintegration vor allem Langzeitarbeitss"chende in den Arbeitsmarkt, müssen
d"rch den Staat selbst konseq"ent d"rchgeführt werden. Asyls"chenden "nd migrierten Personen
soll schnellstmöglich die Chance gegeben werden, ihre Arbeitskraft in De"tschland fr"chtbar
machen z" können. Arbeitnehmende müssen d"rch Information z"r mündigen Wahrnehm"ng ihrer
Rechte erm"tigt werden. Arbeitgebende "nd Gründende müssen als Gr"ndpfeiler der
wirtschaftlichen Leist"ng des Landes entsprechend honoriert "nd gerade in Krisenzeiten staatlich
"nterstützt werden.

Wir fordern z"dem eine "mfassende Reformation des Rentensystems in De"tschland. Es ist
inzwischen allgemein bekannt, dass dieses in jetziger Fass"ng d"rch den demografischen Wandel
kollabieren wird. Staat "nd Gesellschaft haben dafür Sorge z" tragen, dass allen Beitragszahlenden
stets eine Altersabsicher"ng gewährleistet ist.

Im Bereich der Arbeitsanreize "nd der Reintegration in den Arbeitsmarkt gibt es noch
Nachbesser"ngsbedarf. Z"sätzlich z" Umsch"l"ngen "nd Fortbild"ngen, sollte der Fok"s darin
liegen, den Bedarf der Unternehmen mit den Wünschen der Arbeitslosen z" verbinden "nd eine
schnellstmögliche Anstell"ng nach Verl"st der Arbeit z" ermöglichen.

Des Weiteren m"ss die Berechn"ng der Arbeitslosenzahlen wieder transparent "nd repräsentativ
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d"rchgeführt werden. Hier sehen wir "ns als Partei in der Pflicht, amtliche Statistiken oder Berichte
von Forsch"ngsinstit"tionen o.ä. z" n"tzen, "m rationale "nd gemeinwohloptimierende
Entscheid"ngen z" treffen "nd der Wählerschaft transparente Erklär"ngen z" bieten.

Im internationalen Vergleich hat De"tschland einen hohen Standard bei den Rechten der
Arbeitnehmenden vorz"weisen. A"ch in Zeiten der Digitalisier"ng "nd der immer schnelllebigen
Arbeitswelt sollen die Rechte "nd die Sicherheit der Arbeitnehmenden im Vordergr"nd stehen.
Deswegen setzen wir "ns für den Erhalt "nd die A"sweit"ng von "nbefristeten Arbeitsverträgen ein.
Gleichzeitig befürworten wir flexible Arbeitszeitmodelle wie Gleit- oder (Alters-)Teilzeit, "m den
individ"ellen Bedürfnissen der sowohl der Arbeitnehmenden als a"ch der Unternehmen gerecht z"
werden.

Ein weiteres Anliegen ist das Thema Leiharbeit. Trotz hohen arbeitsrechtlichen Standards ist der
Niedriglohnsektor ein großes Problem in De"tschland. Wir möchten "ns für sinnvolle Befrist"ngen
von Leiharbeit einsetzen. Das Prinzip der Leiharbeit hilft Unternehmen bei k"rzfristigen A"sfällen
von Mitarbeitenden oder großen Bestell"ngen schnell z" reagieren. Es wird jedoch oft missbra"cht.
Leiharbeitende, die Mitarbeitende bei längeren Krankheitsa"sfällen oder Elternzeit ersetzen, halten
wir für sinnvoll, eine da"erhafte Stellenbesetz"ng d"rch Leiharbeitende nicht.

Die Chancengleichheit in der Arbeitswelt ist von großer gesellschaftlicher Bede"t"ng. Akt"elle
St"dien belegen, dass Fra"en im Schnitt weniger als Männer verdienen. Diese Ungleichheit lässt
sich z" einem großen Anteil a"f Faktoren wie A"sbild"ngs- "nd Ber"fswahl, sowie a"f
"ngleichmäßig verteilte A"szeiten bei Kindererzieh"ng "nd Pflege von Angehörigen z"rückführen.

Erzieh"ngs- "nd Pflegearbeit müssen mehr honoriert werden "nd die Sicherheit bei der Rückkehr in
das Ber"fsleben gewährleistet werden. Z"sätzlich soll bereits im Sch"lalter ein stärkerer Fok"s a"f
der A"fklär"ng bezüglich der Vor- "nd Nachteile verschiedener Ber"fsfelder liegen. A"f diese Weise
soll von klein a"f Chancengleichheit hergestellt werden. Abschließend m"ss daneben aber die
Gleichstell"ng aller Geschlechter a"f dem Arbeitsmarkt sichergestellt werden. Hierz" m"ss der
Staat die notwendigen Informationen für die Lös"ng von Problemstell"ngen abseits des binären
Geschlechtermodells erforschen.

Die Familie ist die kleinste Untereinheit der Gesellschaft "nd Gr"ndlage "nseres sozialen Gefüges.
Die PdF setzt sich für ein pl"ralistisches Familienbild ein. Nicht die konkrete Z"sammensetz"ng,
sondern die F"nktion der Familie als soziales "nd emotionales Gr"ndgerüst ist entscheidend. Alle
Menschen können ihre Liebsten frei wählen "nd nach eigenen Vorstell"ngen eine Familie a"fba"en.
Alle Kinder haben einen "nbeschränkten Sch"tzanspr"ch an die Gesellschaft. Erzieh"ng "nd Pflege



15

sind "nverä"ßerliche Rechte der Verwandtschaft. Sie verpflichtet das Individ""m aber a"ch, Kinder
z" wertvollen Mitglieder der Gesellschaft z" erziehen. Jede Bezieh"ng kann ein Kind a"fziehen "nd
ihm einen g"ten Start in das Leben gewährleisten. Wir setzen "ns für eine Förder"ng jeder Form
der Partnerschaft, egal welchen Geschlechtes ein, so der demografischen Hera"sforder"ng
De"tschlands gerecht z" werden.

12.Bildung und Forschung
Eine g"te Bild"ng ist die wirk"ngsvollste Investition, die wir als Gesellschaft in die Z"k"nft machen
können. Bild"ng "nd der gleiche Z"gang z" Bild"ng ist nicht n"r ein Gr"ndrecht aller Menschen, es
ermöglicht der Gesellschaft a"ch von den individ"ellen Fähigkeiten des Individ""ms z" profitieren.
In De"tschland ist die Bild"ng jedoch eine der größten Da"erba"stellen der Politik. Unsere Sch"len
sind "nmodern, schlecht a"sgestattet "nd "nterbesetzt. Pädagogik "nd Lehrpläne basieren oft noch
a"f veralteten sozial-philosophischen Modellen. Unser Bild"ngssystem m"ss abstraktes Denken,
fachliches "nd allgemeines Wissen vermitteln. Es sollten gemeinsame Werte, gesellschaftliche
Normen "nd moralische Konzepte erlernt werden, welche die Schülerschaft z" positiven Mitgliedern
der Gesellschaft formen. Ein namentlich gleicher Abschl"ss m"ss im ganzen Land denselben Wert
besitzen.

N"r wer beständig in Bild"ng investiert, wird a"ch in Z"k"nft wirtschaftlich "nd gesellschaftlich g"t
a"fgestellt sein. Forsch"ng erfüllt eine wichtige gesellschaftliche A"fgabe: Sie ermöglicht "ns ein
besseres Verständnis der Welt "nd ist dad"rch eine treibende Kraft z"r Verbesser"ng "nserer
Lebensbeding"ngen. Um das Potential der Forsch"ng optimal n"tzen z" können, m"ss diese a"ch
optimal staatlich gefördert werden, gerade a"ch die Gr"ndlagenforsch"ng, die nicht a"f sofort
verwertbare Ergebnisse abzielt. Unser Bild"ngssystem m"ss modern a"sgestattet sein,
Chancengleichheit gewährleisten, individ"elle Talente fördern "nd a"ch alternative Bild"ngswege
z"lassen. Unsere Lehrkräfte müssen "mfangreich, effizient "nd praxisnah a"sgebildet werden.

13.Verkehr undMobilität
Der A"sba" des öffentlichen Nah- "nd Fernverkehrs, Güter a"f die Schiene z" verlagern "nd
Investitionen in ne"e Technologien sind Gr"ndvora"ssetz"ngen für ein f"nktionierendes
Verkehrssystem in der Z"k"nft. Wir wollen den öffentlichen Personenverkehr stärken. Besonders
in Städten "nd im Ber"fsverkehr zeigt sich, dass "nsere Straßen dem stetig z"nehmenden
Individ"alverkehr nicht mehr gewachsen sind. Lärm, lange Sta"s "nd steigende Schadstoffwerte
sind die Folge. D"rch ein angemessenes Angebot an B"ssen "nd Bahnen können all diese
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Probleme eingeschränkt werden "nd z" den Stoßzeiten sogar die Reisezeit senken. Wir fordern
daher einen "mfassenden A"sba" des öffentlichen Personennahverkehrs, sowohl hinsichtlich des
Streckennetzes, als a"ch hinsichtlich des Angebots. Schlüsselp"nkt ist hier die dahingehende
preisliche Belast"ng der Bevölker"ng. N"r mit einem "mfassenden Angebot z" niedrigen Preisen
ist eine Verkehrswende hinsichtlich des öffentlichen Nahverkehrs möglich.

Z"dem wollen wir die Entwickl"ng "nd Etablier"ng alternativer Antriebe fördern, "m
Schadstoffgrenzwerte einhalten z" können. Wir stehen für eine innovative Politik a"f dem Gebiet
Elektromobilität "nd eine Abkehr vom Verbrenn"ngsmotor "nd fossilen Rohstoffen.

Der Güterverkehr m"ss größtenteils a"f die Schiene verlagert werden. Lastkraftwagen sind das
Rückgrat "nseres Transportwesens. Allerdings sind sie a"ch für den Großteil aller
Straßenschäden verantwortlich. Hinz" kommen Lärm, ein hoher Schadstoffa"sstoß "nd Sta"s. Die
Bahn fährt hingegen ohne Sta" mit eigener, für hohe Belast"ngen a"sgelegter Infrastr"kt"r. Z"dem
sind Umwelt- "nd Lärmbelast"ng de"tlich geringer. Daz" m"ss die Bahn "mfassende Investitionen
in ihrem Schienennetz d"rchführen. Wir stehen dafür, dass mehr Güter a"f der Schiene transportiert
werden "nd "nser Bahnnetz wieder a"sgeba"t wird.

Schließlich setzten wir "ns entschieden gegen die (Teil-)Privatisier"ng von A"tobahnen "nd
wichtigen Straßen ein. Dies erfordert aber, dass "nsere Straßen sich wirtschaftlich betreiben lassen.

14.Umweltpolitik und L�ndwirtsch�ft
Die natürliche Lebensgr"ndlage m"ss d"rch Staat "nd Gesellschaft schon rein denklogisch
erhalten "nd geschützt werden. Der Klimawandel ist a"ch für "ns in De"tschland eine der größten
Hera"sforder"ngen "nserer Zeit. Selbst wenn wir die meisten Folgen nicht "nmittelbar z" spüren
bekommen, werden "ns die Folgen für andere Länder "nd Staaten mittelbar in großem Umfang
betreffen. Die Umweltpolitik m"ss ideologiefrei "nd wissenschaftlich f"ndiert form"liert werden.
Insbesondere "nd vor allen anderen Maßnahmen sollten wir bereits eingegangene
Klimasch"tzverträge "nd beschlossene Klimasch"tzziele erfüllen. Wir sehen "ns in der Pflicht die
Umwelt z" schützen. Das heißt, dass wir "ns für die Erhalt"ng der Biodiversität "nd die
Verhinder"ng des Klimawandels einsetzen.

Die Erhalt"ng der Biodiversität ist der wichtigste Faktor z"r Sicherstell"ng der Erhalt"ng "nserer
natürlichen Lebensgr"ndlage. Während globale Probleme wie der Klimawandel a"ch n"r a"f
globaler Ebene gelöst werden können, kann die Biodiversität a"ch a"f regionaler Ebene
sichergestellt werden. Es m"ss daher Ziel von Staat "nd Gesellschaft sein, einen erheblichen Teil
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der vom Menschen gen"tzten Flächen wieder ökologisch a"fz"werten. Jedes erhaltene "nd
z"sammenhängende Ökosystem stellt eine Hoffn"ng für eine langfristige Z"k"nft dar.

Das Wort Nachhaltigkeit hat d"rch übermäßige Verwend"ng in der Alltagssprache an Schärfe
verloren. Deswegen erklären wir, dass wir Nachhaltigkeit im Nat"rsch"tz a"sdrücklich mit
Ewign"tz"ng gleichsetzen. In "nserer Vision wird die Erhalt"ng der Bodenfr"chtbarkeit als höchstes
Ziel der Landwirtschaft form"liert. Landwirtschaftliche Entscheid"ngen sollen vorrangig daran
gemessen werden. Für das Ende der Bodenerosion soll die Landschaft d"rch kleinteilige
ökologische Landn"tz"ng geprägt "nd mit eingestre"ten Biotopen d"rchsetzt sein. Die Nat"r ist
Allgemeing"t "nd darf nicht als reine Prod"ktionsstätte gesehen werden. Ihr Erhalt dient dem
Wohlbefinden kommender Generationen.

N"r in Z"sammenarbeit mit der Landwirtschaft können Schlüsselaspekte des Umweltsch"tzes wie
die Erhalt"ng der Biodiversität "nd das A"smaß der Flächenversiegel"ng sinnvoll "mgesetzt
werden. Wir fordern die Einbind"ng von Betroffenen in die Entscheid"ngsprozesse.

15.Ressourcen undEnergiepolitik
Wir wollen eine konseq"ente "nd str"kt"rierte Energiewende. Daz" m"ss der Ba" von geeigneten
Speichern fok"ssiert werden "nd die Verzahn"ng von Stromn"tz"ng, Wärme "nd Verkehr
(Sektorkoppl"ng) vorangetrieben werden. Die wirkliche Wende sehen wir jedoch in einer Erhöh"ng
der Energieeffizienz. Unerlässlich ist die Förder"ng der Energieforsch"ng. Wir begreifen die
sogenannten regenerativen Energien als "nabdingbar für die Energieversorg"ng der Z"k"nft "nd
wollen diese daher a"ch weiterhin fördern.

Unabhängig von fossilen Energieträgern z" werden ist "na"sweichlich. Wir setzen "ns daher für
einen möglichst schnellen A"fba" einer "mfassenden Versorg"ng des de"tschen Stromverbra"chs
d"rch erne"erbare Energien ein. A"fgr"nd der Fl"kt"ation die mit diesen Mitteln der
Energiegewinn"ng verb"nden ist, sollten z"sätzlich a"ch weitere Versorg"ngsansätze erforscht
"nd a"sgeba"t werden. Die Verteil"ng "nd Speicher"ng großer Energiemengen ist die
Achillesverse der erne"erbaren Energien. Der A"sba" m"ss massiv vorangetrieben werden, "m
die Fl"kt"ationen zwischenspeichern z" können. Die Politik m"ss technologieoffen gestaltet
werden, da ne"e Entwickl"ngen nicht vora"sgesehen werden können. Der A"sba" von Anlagen für
erne"erbare Energien soll sich für Privatpersonen weiter lohnen. Es bedarf weniger Bürokratie "nd
gegebenenfalls Förder"ng. Wir verstehen dies als einen Beitrag z"r Dezentralisier"ng des Netzes
"nd Stärk"ng der Unabhängigkeit der Bevölker"ng. Wir wollen den Umstieg a"f erne"erbare
Energien wieder z" einem Thema für die Allgemeinheit machen.
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Ein energieffizienteres De"tschland könnte den Ne"ba"bedarf an Windrädern, Solaranlagen etc.
de"tlich senken. Hinz" kommt, dass die Verbesser"ng der Energieeffizienz "mso wirk"ngsvoller ist,
je früher sie "mgesetzt wird. Die PdF sieht hier die größte Stellschra"be für das Gelingen der
Energiewende.

Da sich die EU-Nationen über die Pariser Klimaverträge einig sind, sollten weitere Maßnahmen
ergriffen werden, die Energieeffizienz der beteiligten Länder z" erhöhen. De"tschland hat damit
kein wirkliches Interesse, die CO₂-Prod"ktion in die Nachbarländer d"rch erhöhten Bez"g von
a"sländischer fossiler Energie z" verlagern. Niemandem nützt eine sehr g"te nationale Bilanz bei
der CO₂-Red"ktion, wenn dies z" Lasten der Gesamtbilanz geschieht. Neben der Senk"ng des
Energieverbra"chs wollen wir a"ch a"f der Seite der Erze"genden mehr e"ropäische Solidarität
wagen "nd noch mehr Energie a"sta"schen. Die CO₂-bew"ssten Verbra"chenden können bisher
den eigenen A"sstoß n"r dann effektiv beeinfl"ssen, wenn sie über technisches Wissen von
Fachle"ten verfügen. So erhält man beim A"toka"f zwar realitätsnahe Verbra"chsangaben z"
jedem Gramm CO₂ pro gefahrenen Kilometer, jedoch gibt es keine A"sk"nft über die im
Prod"ktionsprozess anfallenden Emissionen.

Besonders in den letzten Jahren fiel es der Bevölker"ng immer mehr a"f, dass der Lebenszykl"s
vieler Alltagsprod"kte kürzer "nd kürzer wird. Der derzeitige permanente Kons"m, a"f den der
Markt a"sgerichtet ist, sollte wieder z" einem nachhaltigen System "mgeformt werden. In diesem
soll es der Bevölker"ng wieder möglich sein, langlebige Prod"kte z" erwerben "nd besser z"
erkennen. D"rch weniger A"sfälle möchten wir die Z"friedenheit der Marktteilnehmenden steigern
"nd weniger Müll, insbesondere Elektroschrott, z"lassen. Wir nehmen "ns a"ch dem Problem des
Plastikmülls an, z. B. "m die Meere z" schützen.

16. Gesundheitspolitik
Die Ges"ndheit ist ein hohes G"t, weshalb wir eine flächendeckende medizinische Versorg"ng
anstreben, die niemanden benachteiligt oder bevorz"gt.

Unsere Partei steht für eine Überarbeit"ng des akt"ellen Krankenkassensystems in De"tschland.
Unserer Ansicht nach, fördert die akt"elle Teil"ng in private "nd gesetzliche Krankenkassen eine
sogenannte „Zwei-Klassen-Medizin“, bei welcher es z" einer Benachteilig"ng von sozial
Schwächeren kommen kann. Dies sollte in einem sozialen "nd fortschrittlichen Land wie
De"tschland nie z"r Realität werden.

Die Verfügbarkeit von medizinischem Personal ist besonders für in ihrer Mobilität eingeschränkte,
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chronisch kranke "nd alte Menschen ein z"nehmend großes Problem. A"f dem Land gibt es immer
weniger Praxen "nd die Wartezeiten steigen. Es müssen Anreize geschaffenwerden, inDe"tschland
Arztpraxen z" eröffnen, sowie spezielle Anreize, dies in Regionen mit wenigen medizinischem
Personal z" t"n. Die Pflegekräfte in De"tschland verdienen ein höheres Gehalt. Das A"sn"tzen der
Menschen, welche mit Liebe "nd Sorgsamkeit täglich Menschen ges"ndpflegen, darf nicht
weitergehen.

D"rch die rasante Entwickl"ng in den letzten Jahrzehnten ist die Welt immer schneller geworden
"nd viele als „"nwichtig“ eingest"fte Dinge sind dabei a"f der Strecke geblieben. Deshalb ist es "ns
sehr wichtig, die Sportangebote wieder stärker in den gesellschaftlichen Fok"s z" rücken "nd a"f
entsprechende Angebote a"fmerksam z" machen. Uns ist dabei wichtig, Menschen mit positiven
Anreizen z" den richtigen Handl"ngen z" bewegen. Sport ist für die Vitalität "nserer Körper
wesentlich "nd hält "nsere ganze Gesellschaft fit.

16.1. Drogenpolitik
Unsere Drogenpolitik soll eine a"sgewogene Verbind"ng zwischen persönlicher Freiheit,
allgemeiner Ges"ndheit "nd Sicherheit schaffen. Sie ber"ht a"f folgenden Gr"ndsätzen:

 Schutz der persönlichen Freiheit:
Der Drogenkons"m sollte nicht pa"schal kriminalisiert oder stigmatisiert werden. Menschen
haben das Recht, informierte Entscheid"ngen über ihren eigenen Körper z" treffen, solange
sie ihre Verantwort"ng gegenüber sich selbst "nd der Gesellschaft berücksichtigen.

 Wissensch�ftlich fundierte Regulierung:
Drogen werden a"f Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse reg"liert, statt d"rch historische
Gegebenheiten. Das Ziel ist, den Schwarzmarkt einz"dämmen, die Q"alität "nd Sicherheit
der Prod"kte z" gewährleisten "nd den Z"gang kontrolliert z" ermöglichen.

 Tr�nsp�renz und Flexibilität:
Unsere Drogenpolitik soll sich an den ne"esten wissenschaftlichen Erkenntnissen
orientieren "nd regelmäßig überprüft "nd angepasst werden. Sie soll offen, interdisziplinär
"nd "nabhängig sein, ohne politisch missbra"cht z" werden.

 Berücksichtigung sozi�ler und wirtsch�ftlicher F�ktoren:
Drogenpolitik m"ss a"ch die sozialen "nd wirtschaftlichen Beding"ngen berücksichtigen,
die den Drogenkons"m "nd –missbra"ch beeinfl"ssen. Daz" gehören Faktoren wir Arm"t,
Bild"ng "nd psychische Ges"ndheit.
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 Förderung von Prävention und Sch�densminderung:
Unser Ziel ist es, die negativen A"swirk"ngen von Drogenkons"m für Einzelne "nd die
Gesellschaft z" minimieren. Prävention, A"fklär"ng sowie der Z"gang z" Behandl"ng "nd
Unterstütz"ng stehen im Mittelp"nkt.

 Intern�tion�le Zus�mmen�rbeit:
Wir streben eine enge Z"sammenarbeit mit anderen Ländern "nd internationalen
Organisationen an, "m bewährte Praktiken z" teilen "nd eine einheitliche globale
Drogenpolitik z" fördern.

Diese Prinzipien bilden das F"ndament für eine faire "nd wirksame Drogenpolitik, die sowohl die
individ"ellen Rechte schützt, als a"ch die Sicherheit "nd das Wohl der Gesellschaft stärkt.

17. Integr�tionspolitik
Eine effektive Integration "nd Inkl"sion ist gr"ndlegend für eine offene "nd solidarische
Gemeinschaft. Jeder Mensch der a"s Kriegs- "nd Krisengebieten flüchten m"ss, hat ein Recht a"f
Asyl. Die Verantwort"ng der Integration kommt nicht n"r dem einzelnen Asyls"chenden z", vielmehr
m"ss die Gesellschaft ihn aktiv daz" a"ffordern "nd dabei "nterstützen. Gleichzeitig müssen
abgelehnte Asylbewerbende "nverzüglich z"rückgeführt werden, wenn ihr Heimatland wieder sicher
ist. Jeder einzelne Asylantrag m"ss "nter Wahr"ng rechtsstaatlicher Gr"ndsätze konkret a"f die
tatsächlichen Gründe überprüft werden.

18.Geopolitik
Die Partei des Fortschritts bekennt sich a"sdrücklich z" den Vereinten Nationen als internationale
Organisation der Friedenssicher"ng "nd den Menschenrechten a"f Ebene des Völkerrechts. Die
Vereinten Nationen haben als internationale Organisation Mechanismen geschaffen, die
insbesondere daz" führten, dass Staaten ihre Konflikte nicht mehr gewaltsam beilegen. Sie haben
damit die Menschheit z"mindest teilweise von der Geißel des Krieges befreit. Diese Leist"ng gilt es
anz"erkennen "nd d"rch eine völkerrechtsfre"ndliche Politik z" schützen. Die Menschenrechte
haben d"rch ihre globale Entwickl"ng das Recht weltweit a"f eine Gr"ndlage der Moral gestellt.
Sie bilden die Gr"ndlage für Frieden, Freiheit "nd Gerechtigkeit a"f der Welt "nd sind gleichsam
den Gr"ndrechten d"rch alle politischen Entscheid"ngen z" fördern "nd z" respektieren.

Die B"ndesrep"blik De"tschland sollte Vorreiter des Friedens "nd des Fortschritts in der Welt sein.
D"rch weiteres Engagement in E"ropäischer Union "nd den Vereinten Nationen können wir immer



21

besser "nd effektiver mit den anderen Staaten der Welt kooperieren "nd so die gemeinsame
Entwickl"ng "nd gegenseitige Toleranz fördern. Nicht n"r moralisch, sondern a"ch wirtschaftlich
haben wir ein eigenes Interesse am Wohlergehen des Rests der Welt.

Krieg ist a"sdrücklich kein Mittel der Politik. Wir fordern, dass die B"ndesrep"blik De"tschland ihre
Streitkräfte, abgesehen von den Bereichen von der Landesverteidig"ng "nd des
Katastrophensch"tzes, weiterhin n"r im Rahmen kollektiver Sicherheitssysteme einsetzt. Diese
können der kollektiven Selbstverteidig"ng oder der Gewährleist"ng der internationalen Sicherheit
"nd des Weltfriedens dienen. Die B"ndesrep"blik De"tschland sollte sich dafür einsetzen, dass die
Vereinten Nationen neben dem Weltfrieden a"ch die Einhalt"ng der Menschenrechte a"f der Welt
sicherstellen, dass Bürgerkriege "nd bewaffnete Konflikte beendet "nd Völker, die in Unterdrück"ng
leben, befreit werden.

Weiterhin fördert die B"ndesrep"blik De"tschland mit einer "mfangreichen Friedens- "nd
Konfliktforsch"ng den Frieden in der Welt. Schließlich sollte die B"ndesrep"blik De"tschland ihr
Verhältnis z" einzelnen Staaten nicht allein von wirtschaftlichen Interessen abhängig machen. Zwar
ist es sinnvoll "nd zweckmäßig, Staaten, die sich im A"fba" befinden, d"rch "nser Know-How "nd
"nsere Technik z"r Seite z" stehen "nd a"ch nicht verwerflich damit die eigene Wirtschaft z"
stärken. Jedoch m"ss das A"smaß der Kooperation immer a"ch von dergemeinsamen Wertebasis
abhängig gemacht werden. A"ch sollten rechtsstaatliche Missstände stets betont werden "nd ihr
Abba" d"rch wirtschaftliche Anreize gefördert werden.

19.Wirtsch�ft, Fin�nzen und Steuern
Die PdF stellt sich hinter das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft. Alle Menschen sollen die
Möglichkeit haben, d"rch ehrliche Arbeit z" persönlichem Wohlstand z" kommen. Dieser
persönliche Wohlstand m"ss sich in angemessenem Maße a"ch immer in der Gesellschaft
widerspiegeln. Der Staat m"ss die Wirtschaft gleichzeitig fördern "nd reg"lieren. Fördern, "m die
gesamtwirtschaftliche Entwickl"ng voranz"treiben "nd dem Staat so d"rch höhere Ste"ereinkünfte
ein effektives Handeln z" ermöglichen. Reg"lieren, "m sicherz"stellen, dass die Interessen der
Gemeinschaft nicht völlig d"rch das Streben nach persönlichem Wohlstand verdrängt werden.

Stabile staatliche Finanzen sind der Gr"ndstein staatlicher Handl"ngsfähigkeit. Wir müssen als
B"ndesrep"blik De"tschland wieder hin z" einem Ha"shaltsübersch"ss kommen, z" einem
Staatsvermögen, anstatt immer weiter Milliarden ne"e Sch"lden a"fz"ba"en. Z"künftige
Generationen sollen d"rch Übersch"ld"ng nicht überlastet werden. Dabei ist aber a"ch z"
beachten, dass manche staatlichen A"sgabenbereiche Investitionen sind. Bild"ng, Infrastr"kt"r "nd
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Entwickl"ng fördern das Staatsvermögen in der Z"k"nft. A"ch ist es A"fgabe des Staates,
gesellschaftliche Entwickl"ngen in beispielsweise Umweltsch"tz, K"lt"r oder Landwirtschaft d"rch
S"bventionen z" fördern. Die PdF setzt sich a"ßerdem für eine e"ropäische Finanzpolitik ein. Der
Großteil der de"tschen Exporte findet innerhalb des e"ropäischen Binnenmarktes statt. Daher
haben wir ein eigenes Interesse an der wirtschaftlichen Entwickl"ng "nserer Partnerländer.

Wir "nterstützen Maßnahmen z" mehr Transparenz im internationalen Finanzverkehr "nd sind
bereit, eng mit anderen Staaten z"sammenz"arbeiten, "m der internationalen Ste"ervermeid"ng
einen Riegel vorz"schieben. Bürokratieabba" für Start-Ups sollen d"rch schnell verständliche
Reg"larien sowie beraterische "nd finanzielle Förder"ngen "nterstützt werden:

St"dierende haben oft moderne "nd g"te Ideen. Diese sollen mit Unterstütz"ng der Hochsch"len
"nd Sch"len in ne" gegründeten Unternehmen "mgesetzt werden. Die Schülerschaft, St"dierende
"nd A"sz"bildende sollen die Möglichkeit haben, Unterstütz"ng bei Unternehmensgründ"ngen z"
bekommen.

Fortschritt für Alle


